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	▶ Einigungsgebühr
Wer sich verständigt, der einigt sich

|  Auch wenn die Eltern übereinstimmend die Sache für „erledigt“ erklären,  
entsteht eine Einigungsgebühr gemäß Nrn. 1003, 1000 VV RVG (OLG Braun-
schweig 19.6.23, 1 WF 65/23, Abruf-Nr. 236590).  |

Hier hatten die Beteiligten die Sach- und Rechtslage bezüglich der gütlichen 
Einigung und Erteilung einer Vollmacht erörtert, sich damit einverstanden 
und das Verfahren übereinstimmend für erledigt erklärt. Aufgrund der Voll-
macht für die Mutter sollte es bei der gemeinsamen elterlichen Sorge blei-
ben. Damit wurde ein Vertrag über den Verfahrensgegenstand geschlossen, 
der sich nicht nur auf ein Anerkenntnis oder einen Verzicht beschränkte. Die 
Einigung wurde schließlich durch das gerichtliche Protokoll bestätigt, in dem 
ausdrücklich von einer „vergleichsweisen Regelung“ die Rede war.

Die Einigung musste sich auch nicht auf die Verfahrenskosten erstrecken. Es 
genügt, dass dem Gericht durch die Einigung erspart wurde, in der Haupt
sache zu entscheiden. Die Beteiligten müssen sich auch nicht über die Kos-
ten einigen, da das Familiengericht über diese entscheiden muss (§ 81 Abs. 1 
S. 3 FamFG) und dies bei einer Einigung meist keinen Begründungsaufwand 
erfordert.

(mitgeteilt von Christian Noe B. A., Göttingen)

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE 

•	Einigungsgebühr bei Einigung auf Gutachter?, RVG prof. 22, 202

•	Außergerichtliche Einigung: Stets die Vergleichskosten mitregeln, RVG prof. 22, 206
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Einigung über 
Vollmacht zur 
elterlichen Sorge 
löst Gebühr aus

	▶ Kostenrecht
Die Kosten der wirkungslos gewordenen Anschlussberufung 
trägt der Anschlussberufungsführer

|  Verliert eine Anschlussberufung gemäß § 524 Abs. 4 ZPO ihre Wirkung, 
weil die Berufung durch Beschluss zurückgewiesen wird, sind nach Ansicht 
des KG die Kosten der Anschlussberufung dem Anschlussberufungsführer 
aufzuerlegen (KG Berlin 4.1.23, 23 U 40/19, Abruf-Nr. 235254).  |

Diese Auffassung ist allerdings – auch innerhalb eines OLG – hoch umstritten 
(Zöller/Heßler, ZPO, 34. Aufl., § 524 ZPO Rn. 42). Einerseits wird – wie hier – 
vertreten, der Anschließende wisse von vorneherein, dass sein Anschluss-
rechtsmittel vom Hauptrechtsmittel abhänge. Andererseits wird betont, dass 
der Rechtsmittelführer um die Gefahr eines Anschlussrechtsmittels wisse.

MERKE  |  Zur Vermeidung der Kostenlast schlägt das OLG Nürnberg vor, die 
Anschlussberufung bedingt einzulegen (23.7.12, 5 U 256/11, NJW 12, 3451; ebenso: 
Vidal/Aufderheide, NJW 16, 3269).

(mitgeteilt von VRiOLG Frank-Michael Goebel, Koblenz)
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Lösung: Bedingte 
Anschlussberufung?
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